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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 RE 1/14 B 
 
L 2 R 323/12 (Hessisches LSG) 
S 23 R 531/10 (SG Darmstadt) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Januar 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 26. März 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 26.3.2013 hat das Hessische LSG die Befreiung des Klägers von der Versiche-

rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung abgelehnt.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Der Kläger hält für grundsätzlich bedeutsam,  

(1) "ob im Fall des der Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr 6 AVG unterliegenden Be-

schwerdeführers, im Ausnahmefall eine Ausweitung der Beratungspflicht des Versicherungs-

trägers bejaht werden kann" und  
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(2) "ob an der in der Entscheidung vom 22.02.1996 beschriebenen Rechtslage auch nach 

diversen Gesundheitsreformen und der damit einhergehenden Verschlechterung der wirt-

schaftlichen Situation der Praxen mit einem gravierenden Rückgang der ärztlichen Verordnun-

gen gegenüber früheren Verordnungen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des SGB VI 1992 an 

der Versicherungspflicht der selbständigen Masseure und medizinischen Bademeister festge-

halten werden kann". 

 

Mit diesen beiden Fragen hat der Kläger die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht 

dargetan. Im ersten Fall hat er keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwen-

dungsbereich einer reversiblen Norm (§ 162 SGG) gestellt, vielmehr auf seinen Einzelfall abge-

stellt. Im zweiten Fall lässt er offen, welches gesetzliche Tatbestandsmerkmal welcher Norm 

ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden. Es ist nicht 

Aufgabe des Beschwerdegerichts, die Beschwerdebegründung darauf zu analysieren, ob sich 

ihr eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung entnehmen ließe.  

 

Darüber hinaus hat es der Kläger versäumt, die Klärungsfähigkeit, dh Entscheidungserheblich-

keit, schlüssig darzutun. Klärungsfähig ist eine Rechtsfrage nur, wenn sie gerade für den zu 

entscheidenden Fall rechtserheblich ist. Dies setzt voraus, dass es für die Entscheidung des 

vorliegenden Rechtsstreits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfrage ankommt und 

die Entscheidung bei Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem 

Sinne hätte ausfallen müssen. Kann mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen 

werden, dass der geltend gemachte Anspruch unabhängig vom Ergebnis der angestrebten 

rechtlichen Klärung womöglich am Fehlen einer weiteren, bisher unbeachtet gebliebenen An-

spruchsvoraussetzung scheitern müsste, fehlt es an der Darlegung der Entscheidungserheb-

lichkeit und damit der Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage (BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 5 RdNr 3 mwN). Ein Beschwerdeführer hat daher den nach seiner Auffassung vom 

Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und dabei 

insbesondere den Schritt darzustellen, der die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten 

Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31 S 48). Hieran fehlt es. 

 

Der Kläger gibt bereits nicht den der Berufungsentscheidung zugrunde liegenden, vom LSG 

festgestellten Sachverhalt wieder. Zwar schildert der Kläger im Rahmen der Beschwerdebe-

gründung einen Sachverhalt. Ob die dort angegebenen Tatsachen auf Feststellungen des Be-

rufungsgerichts beruhen, ist den Ausführungen des Klägers nicht zu entnehmen. Fehlt jedoch 

die maßgebliche Sachverhaltsdarstellung, wird das Berufungsgericht nicht in die Lage versetzt, 

allein anhand der Beschwerdebegründung zu beurteilen, ob die als grundsätzlich erachtete 

Rechtsfrage entscheidungserheblich ist. Es ist nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, anhand 

der vorliegenden Akten selbst zu prüfen, ob die aufgeworfene Rechtsfrage für den Rechtsstreit 

entscheidungserheblich sein kann.  
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Im Übrigen kann die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung nicht zugelassen werden, 

wenn das Berufungsgericht eine Tatsache, die für die Entscheidung mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde angesprochenen Rechtsfrage erheblich sein würde, noch nicht festgestellt hat und 

damit derzeit nur die Möglichkeit besteht, dass sie nach Zurückverweisung der Sache an das 

Berufungsgericht und nach weiterer Sachverhaltsaufklärung entscheidungserheblich werden 

kann (Senatsbeschlüsse vom 16.8.2011 - B 5 RS 18/11 B - BeckRS 2011, 75768 RdNr 9 und 

vom 29.6.2011 - B 5 RS 17/11 B - BeckRS 2011, 74198 RdNr 9; BSG Beschluss vom 

10.11.2008 - B 12 R 14/08 B - Juris RdNr 6 mwN). 

 

Die Frage, ob "im Ausnahmefall eine Ausweitung der Beratungspflicht des Versicherungsträ-

gers bejaht werden kann", stellt sich im Rahmen eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs 

nur tragend, wenn das Berufungsgericht bereits alle erforderlichen tatsächlichen Umstände 

festgestellt hat, um das Vorliegen sämtlicher Anspruchsvoraussetzungen bejahen zu können. 

Der Hinweis auf die Ausweitung der Beratungspflicht reicht dafür nicht aus. Vielmehr hätte die 

Beschwerdebegründung im Einzelnen ua darlegen müssen, ob darin gleichzeitig eine der Be-

klagten zuzurechnende Verletzung der Beratungspflicht zu sehen ist und dem Kläger dadurch 

ein sozialrechtlicher Nachteil oder Schaden entstanden ist (stRspr, vgl zB zuletzt BSGE 106, 

296 = SozR 4-2500 § 50 Nr 2, RdNr 17, 19 sowie BSG SozR 4-4300 § 28a Nr 3 RdNr 22). 

Hierzu hat der Kläger nichts vorgetragen.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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